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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Waffenschmidt, Braun, Dr. Häfele, 
Hauser (Krefeld), Dr. Schneider, Dr. Jahn (Münster), Dr. Zeitei, Schmöle, Dr. Warnke, 
Sick, Tillmann, Bremm, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Jobst, Schmidhuber, 
Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Hauser (Bonn-Bad Godesberg), Schmitz 
(Baesweiler), Dr. Dollinger, Frau Pieser, Maucher und Genossen und der Fraktion 
der CDU/CSU 
Drucksache 7/4202 

betr. Finanzsituation der Städte, Gemeinden und Kreise 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
26. November 1975 - VA 4 - FV 5010 - 241/75 - die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Welche Höhe erreicht voraus sichtlidi der Sdiuldenstand bei 
Städten, Gemeinden und Kreisen im Jahre 1975, und wie hoch 
ist die sich daraus ergebende Belastung? 


Der Schuldenstand der Städte, Gemeinden und Kreise betrug 
zum 30. Juni 1975 70,1 Mrd, DM. 

über die sich aus diesem Schuldenstand ergebenden Belastun- 
gen der kommunalen Haushalte können vom Bund noch keine 
Angaben gemacht werden, da die Konditionen der Kredit- 
aufnahme nicht bekannt sind. 


2. In welchem Umfange werden die Finanzierungsdefizite in den 
Verwaltungshaushalten der kommunalen Körperschaften in den 
Jahren 1975 und 1976 zunehmen? 

Für die Jahre 1975 und 1976 werden in den ’ Verwaltungs- 
haushalten keine Finanzierungsdefizite erwartet. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere Entwicklung der 
kommunalen Finanzsituation für den Zeitraum der mittelfristig 
gen Finanzplanung? 

Für den Zeitraum der mehrjährigen Finanzpläne von 1975 bis 
1979 sieht es die Bundesregierung als eines der Hauptziele der 
Finanzpolitik der Gebietskörperschaften an, mit Hilfe der 
öffentlichen Haushalte die güterwirtschaftlichen und finanziel- 
len Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß über vermehrte 
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gewerbliche Investitionen ein befriedigender Beschäftigungs- 
stand erreicht wird. Für die öffentlichen Haushalte bedeutet das 
eine nachhaltige Verringerung des öffentlichen Kreditbedarfs, 
weil eine Überbeanspruchung der Kreditmärkte die Finanzie- 
rung der für die Schaffung und Sicherung der Arbeitsplätze 
unentbehrlichen gewerblichen Investitionen gefährden und der 
Stabilisierung des Preisniveaus entgegenwirken würde. Wegen 
der hohen Zinsbelastung der öffentlichen Haushalte ist eine 
Rückführung des Kreditbedarfs auch aus finanzwirtschaftlichen 
Gründen geboten. 

Im Interesse der Verminderung der gegenwärtigen konjunk- 
turell hohen Finanzierungsdefizite ist daher eine Fortsetzung 
der für 1976 eingeleiteten sparsamen Haushaltsgestaltung auch 
mittelfristig erforderlich. Im mehrjährigen Finanzplan des Bun- 
des hat die Bundesregierung auf der Ausgabenseite hieraus die 
Konsequenzen gezogen. Die ab 1976 geplanten Einnahmen- 
verbesserungen führen darüber hinaus zu einem weiteren 
Abbau der Defizite. 

Diese Einnahmeverbesserungen kommen zum Teil den Kom- 
munalhaushalten zugute. Die Bundesregierung geht ferner da- 
von aus, daß auch die Gemeinden (GV) durch eine entspre- 
chende sparsame Haushaltsgestaltung zu der dringend erforder- 
lichen mittelfristigen Verringerung der Finanzierungsdefizite 
des öffentlichen Gesamthaushaltes beitragen werden. Wenn die 
Gemeinden (GV) diese gesamtwirtschaftlich notwendigen Kon- 
sequenzen ziehen, werden sie auch einen Abbau ihrer eigenen 
Finanzierungsdefizite herbeiführen können. 


4. Weldie zusätzlichen finanziellen Belastungen kommen auf die 
kommunalen Haushalte zu, wenn bei dem derzeitigen Stand der 
Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit sich für die betroffenen Arbeit- 
nehmer die Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung ver- 
ringern und Sozialhilfeleistungen beansprucht werden müssen? 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht zu Fragen des 
Leistungsrechts des Arbeitsförderungsgesetzes gemäß Entschlie- 
ßung des Deutschen Bundestages vom 12. Dezember 1974 
- Drucksache 7/4120 - im einzelnen dargestellt, unter welchen 
Voraussetzungen ergänzende Leistungen nach dem Bundes- 
sozialhilfegesetz für Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeits- 
losenhilfe und Kurzarbeitergeld in Betracht kommen können. 
Sie hat gleichzeitig darauf hingewiesen^ daß genaue Angaben 
über den Umfang der tatsächlichen Inanspruchnahme von Lei- 
stungen der Sozialhilfe durch diesen Personenkreis nicht vor- 
liegen und nur durch eine - unter dem Gesichtspunkt des auch 
bei den Kommunen anfallenden Verwaltungsaufwandes nicht 
vertretbare - besondere Erhebung festgestellt werden könnten. 
Entsprechendes gilt für Angaben über die künftige Inanspruch- 
nahme ergänzender Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bun- 
dessozialhilfegesetz durch Empfänger von Leistungen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz. 

In diesem Zusammenhang ist jedoch zu berücksichtigen, daß die 
Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz durch das Ein- 
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führungsgesetz zum Steuerreformgesetz zum 1. Januar 1975 
teilweise erheblich verbessert worden sind. Dadurch hat sich 
die Zahl der Leistungsempfänger, die zusätzliche Leistungen der 
Sozialhilfe für den Lebensunterhalt in Anspruch nehmen kön- 
nen, verringert. 


5. Inwieweit führen Einsparungen im staatlichen Bereich aufgrund 
des Haushaitsstrukturgesetzes zu Mehrausgaben auf dem kom- 
munalen Sektor, z. B. im Sozialhilfebereich? 

Das vom Deutschen Bundestag am 6. November 1975 verab- 
schiedete Haushaltsstrukturgesetz führt in den Haushalten der 
Gemeinden sowohl zu Ent- als auch zu Belastungen. 

Zu Belastungen wird es durch die Erhöhung des Beitrags zur 
Arbeitslosenversicherung ab 1. Januar 1976 von 2 auf 3 v, H. 
kommen, von dem auch die kommunalen Arbeitgeber für ihre 
Angestellten und Arbeiter die Hälfte zu tragen haben. 

Durch den Ausschluß der Absolventen von allgemeinbildenden 
und berufsbildenden Schulen sowie Hochschulen aus der 
Arbeitslosenhilfe können sich u, U. Mehrbelastungen für die 
Kommunen auch im Bereich der Sozialhilfe ergeben. Soweit es 
die staatliche Förderung der schulischen und beruflichen Aus- 
bildung betrifft, ist durch die Einfügung des Artikels 23 in das 
Haushaltsstrukturgesetz sichergestellt, daß Leistungsminderun- 
gen im Rahmen des Bundesausbildungsförderungsgesetzes und 
des Arbeitsförderungsgesetzes nicht zu entsprechenden Mehr- 
belastungen bei der Sozialhilfe führen. Zu diesem Zweck be- 
stimmt Artikel 23, daß Ausbildungshilfe nach dem Bundes- 
sozialhilfegesetz künftig nicht mehr gewährt wird, wenn die 
Ausbildung im Rahmen des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes oder des Arbeitsförderungsgesetzes dem Grunde nach 
förderungsfähig ist. Außerdem entfällt künftig der 50^/oige 
Mehrbedarf für den Lebensunterhalt des Auszubildenden. 

Die Bundesregierung erwartet allerdings, daß durch mehrere 
Vorschriften des Haushaltsstrukturgesetzes per Saldo nicht 
unwesentliche Entlastungen der kommunalen Haushalte, z. B. 
durch verringerte Aufwendungen für Löhne, Gehälter und 
Bezüge der Gemeindebediensteten, geringere Komplementär- 
mittel für Maßnahmen im Bereich der Gemeindeverkehrs- und 
Krankenhausfinanzierung, eintreten werden. 


6. Inwieweit führt die von der Bundesregierung beabsichtigte 
Mehrwertsteuererhöhung zu Mehrkosten auf der Ausgaben- 
seite der Städte, Gemeinden und Kreise? 

Die beabsichtigte Mehrwertsteuererhöhung führt nicht nur zu 
Mehrausgaben sondern auch zu Mehreinnahmen infolge des 
kommunalen Finanzausgleichs. Wegen der unterschiedlichen 
Verhältnisse in den einzelnen Gemeinden und Ländern lassen 
sich für die Jahre ab 1977 noch keine genauen Zahlenangaben 
machen. 
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7. Welche von der Bundesregierung in das Gesetzgebungsverfah- 
ren eingebrachten Gesetzentwürfe sind für die Gemeinden (GV) 
von Bedeutung und führen bei Verabschiedung zu Minderein- 
nahmen bzw. Mehrkosten im Sach- und Personalkostenbereidi 
auf der kommunalen Ebene? 

Gegenwärtig befinden sich die nachfolgend aufgeführten Ge- 
setze im Gesetzgebungsverfahren, die im Fall der Verabschie- 
dung - soweit erkennbar - allerdings nur zu geringen finan- 
ziellen Belastungen der Gemeinden (GV) führen werden oder 
bei denen - wie im Fall des Bundesbaugesetzes - ein erhöhter 
Verwaltungsaufwand durch Mehreinnahmen aufgefangen wird. 
Dabei geht die Bundesregierung davon aus, daß die durch diese 
Gesetze verursachten Kostensteigerungen in kommunalen Ein- 
richtungen, Betrieben und Unternehmen durch entsprechende 
Gestaltung der Gebühren, Entgelte und Preise kompensiert 
werden. 

Es handelt sich um folgende Gesetze: 

— Entwurf eines Gesetzes über das Meldewesen (Bundesmelde- 
gesetz) 

— Entwurf eines Gesetzes zum Schutz vor Mißbrauch personen- 
bezogener Daten bei der Datenverarbeitung (Bundesdaten- 
schutzgesetz) 

— Entwurf eines Gesetzes über die Abgaben für das Einleiten 
von Abwasser in Gewässer (Abwasserabgabengesetz) 

— Entwurf eines Gesetzes über die Versorgung der Beamten 
und Richter in Bund und Ländern (Beamtenversorgungs- 
gesetz) 

— Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Wasser- 
haushaltsgesetzes 

— Entwurf eines neuen Körperschaftsteuergesetzes 

— Entwurf eines Bundesberggesetzes 

— Entwurf eines Neunzehnten Rentenanpassungsgesetzes 

— Entwurf eines Gesetzes zur vereinfachten Abänderung von 
Unterhaltsrenten 

— Entwurf eines Gesetzes zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz) 

— Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesbau- 
gesetzes 

— Entwurf eines Gesetzes über den Beruf des Beschäftigungs- 
und Arbeitstherapeuten. 


8. Welche Verordnungen mit welcher finanziellen Belastung für 
die Gemeinden (GV) befinden sich auf der Bundesebene in 
Vorbereitung? 

Gegenwärtig befinden sich 14 Verordnungen in Vorbereitung, 
die nach dem Stand der Gesetzgebung oder der Kabinettplanung 
voraussichtlich noch in der laufenden Legislaturperiode in Kraft 
treten und zu finanziellen Belastungen der Gemeinden führen 
können. Mit Ausnahme der Verordnung zur Neufestsetzung der 
Bemessungsgrundlagen nach § 10 des Gesetzes zur Wirtschaft- 
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liehen Sicherung der Krankenhäuser und zur Regelung der 
Krankenhauspflegesätze (KHG) werden die finanziellen Aus- 
wirkungen allerdings nur unwesentlich sein. 


Kostenangaben für die Heimmindestverordnung sowie die 
Straßenschallschutz- und die Schienenverkehrsschallschutzver- 
ordnung liegen nach dem derzeitigen Verfahrensstand nicht vor^ 
da die für die Ermittlung der Kosten notwendigen Normen noch 
nicht festgelegt sind. Bei der Heimmindestverordnung bemüht 
sich die Bundesregierung um eine einvernehmliche Regelung 
mit den Bundesländern. Für die Straßenschallschutz- sowie die 
Schienenverkehrsschallschutzverordnung sind die vorbereiten- 
den Anhörverfahren noch nicht abgeschlossen. 


Bei den nachstehenden Verordnungen werden sich voraussicht- 
lich folgende finanzielle Auswirkungen ergeben: 


1 . Kommunalbesoldungsverordnung 

2. Sparkassenbesoldungsverordnung 

3. Werkleiterbesoldungsverordnung 

4. Ausbildereignungsverordnung (Beamte) 

5. Verordnung zu § 15 Abfallbeseitigungs- 
gesetz 

6. Erschwerniszulagenverordnung 

7. Lehrzulagenverordnung 

8. Verordnung über die Berufsausbildung 
zum Klärfacharbeiter 

9. Fördergebiets- und Fremdenverkehrs- 
gebietsverordnung 

10. Heim-Buchführungs- und Melde- 
verordnung 

1 1 . Verordnung zur Neufestsetzung der 
Bemessungsgrundlagen nach § 10 KHG 

12. Verordnung über Rechnungs- und Buch- 
führungspflichten gern. § 16 KHG und 

§ 20 BPFLV 

1 3. Schienenfahrzeugemissionsschutz 

14. Anderungsverordnung zur Straßen- 
verkehrsordnung (SMOG) 


Jahresbelastung 

3.0 Mio DM 

unwesentlich 
Angaben z, Z. 
nicht möglich 
unwesentlich 
unwesentlich 
unwesentlich 

4.0 Mio DM 
unwesentlich 
ca. 35,0 Mio DM 
unwesentlich 


unwesentlich 

unwesentlich 


9. Wann wird die Bundesregierung die Unsicherheit der Gemein- 
den (GV) darüber beenden, 

— welche Strecken der Deutschen Bundesbahn stillgelegt 
werden, 

— welche Auffangkonzepte die Bundesregierung für die ggf. 
betroffenen Räume beabsichtigt? 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn läßt gegenwärtig das 
Streckennetz der DB unter betriebswirtschaftlichen Gesichts- 
punkten untersuchen. Das Ergebnis wird Anfang 1976 vorge- 
legt. Das Bundeskabinett wird in Kürze über vom BMV im 
Einvernehmen mit BMF, BMWi, BMBau und BMB erarbeitete 
Sach- und Verfahrensvorschläge zur Frage der Stillegung von 
DB-Strecken unter Berücksichtigung gesamt- und verkehrswirt- 
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schaftlicher, insbesondere auch Struktur- und regionalpolitischer 
Aspekte, beraten. 

Aussagen über Einzelstrecken der DB und damit auch über zu 
ergreifende Maßnahmen kann die Bundesregierung erst 
machen, wenn die gesamtwirtschaftliche Beurteilung des 
Streckennetzes vorliegt. 

10. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um zwischen Bund 
und Ländern eine Einigung darüber zu erreichen, wie den kom- 
munalen Nahverkehrsunternehmen die Mindereinnahmen beim 
Schüler- und Berufsverkehr ersetzt werden? 

Der Bundesrat sprach sich im ersten Durchgang im Ergebnis 
gegen den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Personenbeförde- 
rungsgesetzes und den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes wegen der den 
Ländern entstehenden finanziellen Belastungen aus. 

In ihrer Gegenäußerung (Drucksache 7/2018, Anlage 3) wies die 
Bundesregierung bereits darauf hin, daß bei den Verhandlungen 
über die Neuregelung des Beteiligungsverhältnisses an der 
Umsatzsteuer in 1973 die sich abzeichnende finanzielle Entwick- 
lung und die finanzwirtschaftliche Leistungsfähigkeit der ver- 
schiedenen staatlichen Ebenen in den kommenden Jahren schon 
berücksichtigt waren. 

Darüber hinaus konnten die Revisionsverhandlungen zwischen 
Bund und Ländern zum Ausgleich der durch die Steuerreform 
bedingten Belastungen nur durch einen Kompromiß beendet 
werden, der mit rd. 2 Mrd. DM unter den Forderungen des 
Bundes lag. Es kann hiernach keinem Zweifel unterliegen, daß 
vom Bund im bundesstaatlichen Finanzausgleich Ausgleichs- 
ansprüche nicht mehr zu erfüllen sind. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß diese Fakten ebenso 
wie die Vorstellungen der Länder über die zu treffende Rege- 
lung in den weiteren parlamentarischen Beratungen der Gesetz- 
entwürfe berücksichtigt werden. Sie wird sich um eine zwischen 
Bund und Ländern einvernehmliche Regelung bemühen. 


Die Bundesregierung hält es für zweckmäßig, die Fragen 

11. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch eine 
bessere allgemeine Finanzausstattung der kommunalen Kör- 
perschaften anstelle vorhandener Einzelbewilligungsverfahren 
Verwaltungskosten eingespart werden können? 

12. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Struktur 
der kommunalen Finanzausstattung zu verbessern, indem staat- 
liche Dotationen und Einzelzuweisungen abgebaut werden und 
allgemeine Finanzzuweisungen und die Steuerbeteiligungen 
entsprechend erhöht werden? 

wegen des Sachzusammenhanges gemeinsam zu beantworten. 


Die Ausgestaltung der Finanzbeziehungen zwischen den Län- 
dern und den Gemeinden, insbesondere die Strukturierung der 
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Finanzzuweisungen an die kommunalen Körperschaften, ist 
nach dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland aus- 
schiießiich Aufgabe der Länder, Der Bund hat für diesen Fragen- 
komplex weder eine Verwaltungskompetenz noch eine Gesetz- 
gebungskompetenz. Bei dieser klaren Verteilung der Verant- 
wortung zwischen Bund und Ländern ist es nicht Sache des 
Bundes, zu solchen speziellen Fragen des Länder-Gemeinde- 
Verhältnisses Stellung zu nehmen. 

Zwar gewährt auch der Bund den Ländern für besondere 
Investitionen der Länder und Gemeinden (GV) aus allgemein 
anerkannten gesamtstaatlichen Gründen (Artikel 104 a GG) 
Finanzhilfen. Das begründet aber keine Verantwortlichkeit des 
Bundes für Fragen der Finanzbeziehungen zwischen Ländern 
und Gemeinden (GV). Finanzhilfen des Bundes über die Länder 
an die Gemeinden (GV) machen nur einen geringen Teil der 
gesamten Zuweisungen der Länder an die Gemeinden aus. 

An der Auffassung der Bundesregierung zur Problematik der 
Einnahmenstruktur in den kommunalen Haushalten, die bei der 
Beantwortung der Fragen 18 bis 21 der Großen Anfrage betr. 
Lage der Städte, Gemeinden und Kreise (Drucksache 7/2409) 
dargestellt wurde, hat sich nichts geändert. Dies trifft auch für 
die Änderung des Beteiligungsverhältnisses der Gemeinden an 
der Einkommensteuer zu. 


Die Bundesregierung hält es für zweckmäßig, auch die Fragen 


13. Liegen der Bundesregierung Untersuchungen darüber vor, daß 
die Folgekosten von privatwirtschaftlich organisierten Auf- 
gaben und Diensten niedriger sind als bei Durchführung der 
öffentlichen Hand in eigener Regie? 

14. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, kommunale 
Haushalte zu entlasten, indem Aufgaben im wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Bereich verstärkt durch Privatunter- 
nehmen oder Freie Träger oder privatwirtschaftliche Organi- 
sationsformen erfüllt oder ausgeführt werden, und welche 
Erfahrungen liegen der Bundesregierung darüber vor? 

15. Wie beurteilt die Bundesregierung z. B. insbesondere die 
Durchführung der Abfallbeseitigung im kommunalen Bereich 
durch private Unternehmen? 


wegen des Sachzusammenhanges gemeinsam zu beantworten. 


Der wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der 
Finanzen hat sich in seinem Gutachten zur Lage und Entwick- 
lung der Staatsfinanzen in der Bundesrepublik Deutschland u. a. 
mit der Frage auseinandergesetzt, ob die öffentlichen Haushalte 
- also auch die Gemeindehaushalte - durch Privatisierung ein- 
zelner Aufgabenbereiche entlastet werden können. Der wissen- 
schaftliche Beirat hat dabei verschiedene Privatisierungs- 
möglichkeiten untersucht. Er ist zu dem Ergebnis gelangt, daß 
eine Privatisierung nur in bestimmten Fällen sinnvoll ist und 
darüber hinaus nur in bestimmten Fällen zu einem volkswirt- 
schaftlichen Nutzen führen kann. 
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Weitere wissenschaftliche Untersuchungen über die Möglichkeit 
und Auswirkungen einer Privatisierung von kommunalen Ein- 
richtungen und Betrieben sind der Bundesregierung nicht be- 
kannt. 

Im übrigen fehlen der Bundesregierung die rechtlichen Kompe- 
tenzen, auf Privatisierungsmaßnahmen der Gemeinden (GV) 
einzuwirken. Auf die Ausführungen zu den Fragen 11. und 12. 
wird in diesem Zusammenhang hingewiesen. 
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